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Gesetzesbestimmungen 
 
 
ABGB 
 
 
Gesetzliche Vertretung des Kindes 
 
§ 167. (1) Sind beide Eltern mit der Obsorge betraut, so ist jeder Elternteil für sich 
allein berechtigt und verpflichtet, das Kind zu vertreten; seine Vertretungshandlung 
ist selbst dann rechtswirksam, wenn der andere Elternteil mit ihr nicht einverstanden 
ist. 
(2) Vertretungshandlungen und Einwilligungen eines Elternteils, die die Änderung 
des Vornamens oder des Familiennamens, den Eintritt in eine Kirche oder 
Religionsgesellschaft und den Austritt aus einer solchen, die Übergabe in fremde 
Pflege, den Erwerb einer Staatsangehörigkeit oder den Verzicht auf eine solche, die 
vorzeitige Lösung eines Lehr-, Ausbildungs- oder Dienstvertrags und die 
Anerkennung der Vaterschaft zu einem unehelichen Kind betreffen, bedürfen zu ihrer 
Rechtswirksamkeit der Zustimmung des anderen obsorgebetrauten Elternteils. Dies 
gilt nicht für die Entgegennahme von Willenserklärungen und Zustellstücken. 
(3) Vertretungshandlungen und Einwilligungen eines Elternteils in 
Vermögensangelegenheiten bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Zustimmung 
des anderen obsorgebetrauten Elternteils und der Genehmigung des Gerichtes, 
sofern die Vermögensangelegenheit nicht zum ordentlichen Wirtschaftsbetrieb 
gehört. Unter dieser Voraussetzung gehören dazu besonders die Veräußerung oder 
Belastung von Liegenschaften, die Gründung, der, auch erbrechtliche, Erwerb, die 
Umwandlung, Veräußerung oder Auflösung sowie die Änderung des Gegenstandes 
eines Unternehmens, der, auch erbrechtliche, Eintritt in eine oder die Umwandlung 
einer Gesellschaft oder Genossenschaft, der Verzicht auf ein Erbrecht, die 
unbedingte Annahme oder die Ausschlagung einer Erbschaft, die Annahme einer mit 
Belastungen verbundenen Schenkung oder die Ablehnung eines Schenkungsanbots, 
die Anlegung von Geld mit Ausnahme der in den §§ 216 und 217 geregelten Arten 
sowie die Erhebung einer Klage und alle verfahrensrechtlichen Verfügungen, die den 
Verfahrensgegenstand an sich betreffen. Dies gilt nicht für die Entgegennahme von 
Willenserklärungen und Zustellstücken. 
 
b) in Angelegenheiten der Vermögensverwaltung 
 
§ 214. (1) Die mit der gesetzlichen Vertretung in Angelegenheiten der 
Vermögensverwaltung betraute Person hat bei Antritt der Obsorge nach gründlicher 
Erforschung des Vermögensstandes dem Gericht gegenüber das Vermögen im 
Einzelnen anzugeben und bei Beendigung der Obsorge Rechnung zu legen. Das 
Gericht hat die Tätigkeit des gesetzlichen Vertreters zur Vermeidung einer 
Gefährdung des Wohls des minderjährigen Kindes zu überwachen und die dazu 
notwendigen Aufträge zu erteilen. Näheres wird in den Verfahrensgesetzen 
bestimmt. 
(2) Auf Vertretungshandlungen und Einwilligungen in Vermögensangelegenheiten ist 
§ 167 Abs. 3 und § 168 sinngemäß anzuwenden. 
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Anlegung von Mündelgeld 
 
§ 215. (1) Soweit Geld eines Minderjährigen nicht, dem Gesetz entsprechend, für 
besondere Zwecke zu verwenden ist, ist es unverzüglich sicher und möglichst 
fruchtbringend durch Spareinlagen, den Erwerb von Wertpapieren (Forderungen), die 
Gewährung von Darlehen, den Erwerb von Liegenschaften oder in anderer Weise 
nach den folgenden Bestimmungen anzulegen. 
(2) Ist es wirtschaftlich zweckmäßig, so ist Mündelgeld auf mehrere dieser Arten 
anzulegen. 
 
§ 216. Spareinlagen bei einem inländischen Kreditinstitut, die zur Entgegennahme 
von Spareinlagen berechtigt ist, sind zur Anlegung von Mündelgeld geeignet, wenn 
sie auf den Namen des Mündels lauten, ausdrücklich die Bezeichnung „Mündelgeld“ 
tragen und entweder allgemein für die Verbindlichkeiten des Kreditinstitutes der Bund 
oder eines der Länder oder für die Verzinsung und Rückzahlung der 
Mündelgeldspareinlagen im besonderen ein von dem Kreditinstitut gebildeter, 
jederzeit mit der jeweiligen Höhe solcher Einlagen übereinstimmender unbelasteter 
Deckungsstock haftet. Dieser Deckungsstock hat ausschließlich in mündelsicheren 
Wertpapieren (§ 217), in Hypothekarforderungen mit gesetzgemäßer Sicherheit 
(§ 218), in Forderungen, für die der Bund oder eines der Länder haftet, oder in 
Bargeld zu bestehen. 
 
§ 217. Der Erwerb folgender Wertpapiere und Forderungen ist zur Anlegung von 
Mündelgeld geeignet: 
1. Teilschuldverschreibungen von Anleihen, für deren Verzinsung und Rückzahlung 
der Bund oder eines der Länder haftet; 
2. Forderungen, die in das Hauptbuch der Staatsschuld eingetragen sind; 
3. Pfandbriefe und Kommunalschuldverschreibungen der nach den gesetzlichen 
Vorschriften zur Ausgabe solcher Wertpapiere zugelassenem inländischen 
Kreditinstitut; 
4. von einem inländischen Kreditinstitut ausgegebene Teilschuldverschreibungen, 
sofern das Kreditinstitut verpflichtet ist, die Ansprüche aus diesen 
Teilschuldverschreibungen vorzugsweise zu befriedigen und als Sicherheit für diese 
Befriedigung Forderungen des Kreditinstitutes, für die der Bund haftet, Wertpapiere 
oder Forderungen gemäß den Z 1 bis 3 und 5 oder Bargeld zu bestellen, und dies 
auf den Teilschuldverschreibungen ausdrücklich ersichtlich gemacht ist; 
5. sonstige Wertpapiere, sofern sie durch besondere gesetzliche Vorschriften zur 
Anlegung von Mündelgeld geeignet erklärt worden sind. 
 
§ 218. (1) Darlehen sind zur Anlegung von Mündelgeld geeignet, wenn zu ihrer 
Sicherstellung an einer inländischen Liegenschaft eine Hypothek bestellt wird und die 
Liegenschaft samt ihrem Zubehör während der Laufzeit des Darlehens ausreichend 
feuerversichert ist. Liegenschaften, deren Wert sich wegen eines darauf befindlichen 
Abbaubetriebs ständig und beträchtlich vermindert, sind nicht geeignet. 
(2) Es darf jedoch eine Liegenschaft nicht über die Hälfte des Verkehrswertes 
belastet werden. Bei Weingärten, Wäldern und anderen Liegenschaften, deren 
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Ertrag auf ähnlichen dauernden Anpflanzungen beruht, ist die Belastungsgrenze 
ohne Berücksichtigung des Wertes der Kulturgattung vom Grundwert zu errechnen. 
Ebenso ist bei industriell oder gewerblich genutzten Liegenschaften vom bloßen 
Grundwert auszugehen, doch sind von diesem die Kosten der Freimachung der 
Liegenschaft von industriell oder gewerblich genutzten Baulichkeiten abzuziehen. 
 
§ 219. (1) Der Erwerb inländischer Liegenschaften ist zur Anlegung von Mündelgeld 
geeignet, wenn sich ihr Wert nicht wegen eines darauf befindlichen Abbaubetriebs 
ständig und beträchtlich vermindert oder sie nicht ausschließlich oder überwiegend 
industriellen oder gewerblichen Zwecken dienen. 
(2) Der Kaufpreis soll in der Regel den Verkehrswert nicht übersteigen. 
 
§ 220. (1) Eine andere Anlegung des Vermögens eines minderjährigen Kindes ist 
zulässig, wenn sie nach den Verhältnissen des Einzelfalls den Grundsätzen einer 
sicheren und wirtschaftlichen Vermögensverwaltung entspricht. Dem Eintreten eines 
größeren Schadens durch Verwirklichung von Risken ist tunlichst durch deren 
Streuung entgegenzuwirken. 
(2) Bei Wertpapieren und Forderungen, die in den §§ 216 bis 218 nicht genannt sind, 
muss dafür vorgesorgt sein, dass sie laufend sachkundig auf ihre Sicherheit und 
Wirtschaftlichkeit hin verwaltet werden und ein Verkauf, falls er durch die 
Marktentwicklung geboten sein sollte, unverzüglich vorgenommen wird; die Haftung 
des Verwalters dem minderjährigen Kind gegenüber muss gesichert sein. Bei 
Einlagen, die eine regelmäßige Einzahlung voraussetzen, muss sichergestellt sein, 
dass diese aus dem Vermögen des minderjährigen Kindes geleistet werden können. 
(3) Bei Liegenschaften, die im § 219 nicht genannt sind, muss ihr Erwerb dem 
minderjährigen Kind mit Beziehung auf die gegenwärtige oder künftige 
Berufsausübung oder sonst zum klaren Vorteil gereichen; der Kaufpreis darf den 
Verkehrswert nicht übersteigen. 
 
§ 221. Der gesetzliche Vertreter bedarf für Anlegungen des Vermögens eines 
minderjährigen Kindes keiner Genehmigung, wenn die Anlegung zum ordentlichen 
Wirtschaftsbetrieb gehört. 
 
§ 222. Das übrige bewegliche Vermögen, das nicht zur Befriedigung der 
gegenwärtigen oder zukünftigen Bedürfnisse des minderjährigen Kindes benötigt 
wird oder zumindest nicht dazu geeignet scheint, ist bestmöglich zu verwerten. Einer 
gerichtlichen Genehmigung bedarf es nur, wenn der Verkehrswert der einzelnen 
Sache voraussichtlich 1 000 Euro oder die Summe der Werte der zur Verwertung 
bestimmten Sachen voraussichtlich 10 000 Euro übersteigt. 
 
§ 223. Ein unbewegliches Gut darf nur im Notfall oder zum offenbaren Vorteil des 
minderjährigen Kindes mit gerichtlicher Genehmigung veräußert werden. 
 
§ 224. Der gesetzliche Vertreter kann 10 000 Euro übersteigende Zahlungen an das 
minderjährige Kind nur entgegennehmen und darüber quittieren, wenn er dazu vom 
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Gericht im Einzelfall oder allgemein ermächtigt wurde. Fehlt eine solche 
Ermächtigung, so wird der Schuldner durch Zahlung an den Vertreter von seiner 
Schuld nur befreit, wenn das Gezahlte noch im Vermögen des minderjährigen Kindes 
vorhanden ist oder für seine Zwecke verwendet wurde. 
 
Rechte und Pflichten 
 
§ 275. (1) Die Sachwalterschaft (Kuratel) umfasst alle Tätigkeiten, die erforderlich 
sind, um die dem Sachwalter (Kurator) übertragenen Angelegenheiten zu besorgen. 
Der Sachwalter (Kurator) hat dabei das Wohl des Pflegebefohlenen bestmöglich zu 
fördern. 
(2) In wichtigen, die Person des Pflegebefohlenen betreffenden Angelegenheiten hat 
der Sachwalter (Kurator) die Genehmigung des Gerichts einzuholen. Ohne 
Genehmigung getroffene Maßnahmen oder Vertretungshandlungen sind unzulässig 
und unwirksam, sofern nicht Gefahr im Verzug vorliegt. 
(3) In Vermögensangelegenheiten gelten die §§ 214 bis 224 sinngemäß. 
 
Vertretungsbefugnis nächster Angehöriger 
 
§ 284b. (1) Vermag eine volljährige Person aufgrund einer psychischen Krankheit 
oder geistigen Behinderung Rechtsgeschäfte des täglichen Lebens nicht selbst zu 
besorgen und hat sie dafür keinen Sachwalter und auch sonst keinen gesetzlichen 
oder gewillkürten Vertreter, so kann sie bei diesen Rechtsgeschäften, soweit sie 
ihren Lebensverhältnissen entsprechen, von einem nächsten Angehörigen vertreten 
werden. Gleiches gilt für Rechtsgeschäfte zur Deckung des Pflegebedarfs sowie die 
Geltendmachung von Ansprüchen, die aus Anlass von Alter, Krankheit, Behinderung 
oder Armut zustehen, insbesondere von sozialversicherungsrechtlichen Ansprüchen, 
Ansprüchen auf Pflegegeld und Sozialhilfe sowie Gebührenbefreiungen und anderen 
Begünstigungen. 
(2) Der nächste Angehörige ist befugt, über laufende Einkünfte der vertretenen 
Person und pflegebezogene Leistungen an diese insoweit zu verfügen, als dies zur 
Besorgung der Rechtsgeschäfte des täglichen Lebens und zur Deckung des 
Pflegebedarfs erforderlich ist. 
(3) Die Vertretungsbefugnis des nächsten Angehörigen umfasst auch die 
Zustimmung zu einer medizinischen Behandlung, sofern diese nicht gewöhnlich mit 
einer schweren oder nachhaltigen Beeinträchtigung der körperlichen Unversehrtheit 
oder der Persönlichkeit verbunden ist und der vertretenen Person die erforderliche 
Einsichts- und Urteilsfähigkeit fehlt. 
 
§ 284c. (1) Nächste Angehörige sind die Eltern, volljährige Kinder, der im 
gemeinsamen Haushalt mit der vertretenen Person lebende Ehegatte oder 
eingetragene Partner und der Lebensgefährte, wenn dieser mit der vertretenen 
Person seit mindestens drei Jahren im gemeinsamen Haushalt lebt. 
(2) Sind mehrere Angehörige vertretungsbefugt, so genügt die Erklärung einer 
Person. Liegen dem Erklärungsempfänger widerstreitende Erklärungen vor, so ist 
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keine wirksam. Für die Vertretung in zivilgerichtlichen Verfahren gilt § 169 
sinngemäß. 
 
§ 284d. (1) Der nächste Angehörige hat die vertretene Person von der 
Wahrnehmung seiner Vertretungsbefugnis zu informieren. 
(2) Die Vertretungsbefugnis eines nächsten Angehörigen tritt nicht ein oder endet, 
soweit ihr die vertretene Person ungeachtet des Verlusts ihrer Geschäftsfähigkeit 
oder Einsichts- und Urteilsfähigkeit widersprochen hat oder widerspricht. 
 
§ 284e. (1) Bei Wahrnehmung seiner Vertretungsbefugnisse hat der nächste 
Angehörige das Wohl der vertretenen Person bestmöglich zu fördern und danach zu 
trachten, dass sie im Rahmen ihrer Fähigkeiten und Möglichkeiten ihre 
Lebensverhältnisse nach ihren Wünschen und Vorstellungen gestalten kann. 
(2) Der nächste Angehörige hat seine Vertretungsbefugnis vor der Vornahme einer 
Vertretungshandlung im Österreichischen Zentralen Vertretungsverzeichnis 
registrieren zu lassen. Ein Dritter darf auf die Vertretungsbefugnis eines nächsten 
Angehörigen vertrauen, wenn ihm dieser bei Vornahme einer Vertretungshandlung 
nach § 284b eine Bestätigung über die Registrierung der Vertretungsbefugnis im 
Österreichischen Zentralen Vertretungsverzeichnis vorlegt. Dies gilt für Geldbezüge 
von einem Konto der vertretenen Person, soweit sie den erhöhten allgemeinen 
Grundbetrag des Existenzminimums (§ 291a Abs. 2 Z 1 EO) monatlich nicht 
überschreiten. Das Vertrauen des Dritten ist nicht geschützt, wenn ihm die 
mangelnde Vertretungsbefugnis des nächsten Angehörigen bekannt oder fahrlässig 
unbekannt ist. 
 
Vorsorgevollmacht 
 
§ 284f. (1) Eine Vorsorgevollmacht ist eine Vollmacht, die nach ihrem Inhalt dann 
wirksam werden soll, wenn der Vollmachtgeber die zur Besorgung der anvertrauten 
Angelegenheiten erforderliche Geschäftsfähigkeit oder Einsichts- und Urteilsfähigkeit 
oder seine Äußerungsfähigkeit verliert. Die Angelegenheiten, zu deren Besorgung 
die Vollmacht erteilt wird, müssen bestimmt angeführt sein. Der Bevollmächtigte darf 
nicht in einem Abhängigkeitsverhältnis oder in einer anderen engen Beziehung zu 
einer Krankenanstalt, einem Heim oder einer sonstigen Einrichtung stehen, in der 
sich der Vollmachtgeber aufhält oder von der dieser betreut wird. 
(2) Die Vorsorgevollmacht muss vom Vollmachtgeber eigenhändig geschrieben und 
unterschrieben werden. Hat der Vollmachtgeber die Vollmacht zwar eigenhändig 
unterschrieben, nicht aber eigenhändig geschrieben, so muss er in Gegenwart dreier 
unbefangener, eigenberechtigter und sprachkundiger Zeugen bekräftigen, dass der 
Inhalt der von ihm unterschriebenen Vollmachtsurkunde seinem Willen entspricht. 
Die Einhaltung dieses Formerfordernisses ist von den Zeugen unmittelbar nach der 
Erklärung des Vollmachtgebers mit einem auf ihre Zeugeneigenschaft hinweisenden 
Zusatz auf der Urkunde zu bestätigen. Unterschreibt der Vollmachtgeber die 
Vollmachtsurkunde nicht, so muss ein Notar die Bekräftigung durch den 
Vollmachtgeber beurkunden. Die Vorsorgevollmacht kann immer auch als 
Notariatsakt aufgenommen werden. 
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(3) Soll die Vorsorgevollmacht auch Einwilligungen in medizinische Behandlungen im 
Sinn des § 283 Abs. 2, Entscheidungen über dauerhafte Änderungen des Wohnorts 
sowie die Besorgung von Vermögensangelegenheiten, die nicht zum ordentlichen 
Wirtschaftsbetrieb gehören, umfassen, so muss sie unter ausdrücklicher 
Bezeichnung dieser Angelegenheiten vor einem Rechtsanwalt, einem Notar oder bei 
Gericht errichtet werden. Dabei ist der Vollmachtgeber über die Rechtsfolgen einer 
solchen Vorsorgevollmacht sowie die Möglichkeit des jederzeitigen Widerrufs zu 
belehren. Der Rechtsanwalt, der Notar oder das Gericht hat die Vornahme dieser 
Belehrung in der Vollmachtsurkunde unter Angabe seines Namens und seiner 
Anschrift durch eigenhändige Unterschrift zu dokumentieren. 
 
§ 284g. Eine behinderte Person, die eine Vorsorgevollmacht erteilt hat, bedarf 
insoweit keines Sachwalters, es sei denn, dass der Bevollmächtigte nicht oder nicht 
im Sinn des Bevollmächtigungsvertrags tätig wird, durch seine Tätigkeit sonst ihr 
Wohl gefährdet oder die behinderte Person zu erkennen gibt, dass sie vom 
Bevollmächtigten nicht mehr vertreten sein will. Von der Bestellung eines 
Sachwalters kann auch dann abgesehen werden, wenn eine Vollmacht zwar nicht 
die Voraussetzungen des § 284f erfüllt, aber auf Grund der Umstände des 
Einzelfalles nicht zu befürchten ist, dass der Bevollmächtigte seine Aufgaben zum 
Nachteil der behinderten Person besorgen wird. 
 
§ 284h. (1) Der Bevollmächtigte hat bei Besorgung der anvertrauten 
Angelegenheiten dem Willen des Vollmachtgebers, wie er in dem 
Bevollmächtigungsvertrag zum Ausdruck gebracht wird, zu entsprechen. Einem 
Willen des Vollmachtgebers, der nach Eintritt des Vorsorgefalls aus Äußerungen des 
Vollmachtgebers oder sonst aus den Umständen des Einzelfalls hervorgeht, hat der 
Bevollmächtigte Rechnung zu tragen, wenn er dem Wohl des Vollmachtgebers nicht 
weniger entspricht. Mangels eines feststellbaren Willens hat der Bevollmächtigte das 
Wohl des Vollmachtgebers bestmöglich zu fördern. 
(2) Ein Dritter darf auf den Eintritt des Vorsorgefalls vertrauen, wenn ihm der 
Bevollmächtigte bei Vornahme einer Vertretungshandlung eine Bestätigung über die 
Registrierung des Wirksamwerdens der Vorsorgevollmacht im Österreichischen 
Zentralen Vertretungsverzeichnis vorlegt. Das Vertrauen des Dritten ist nicht 
geschützt, wenn ihm bekannt oder fahrlässig unbekannt ist, dass der Vorsorgefall 
nicht eingetreten ist. 
(3) Der Bevollmächtigte kann die Vollmacht zur Einwilligung in eine medizinische 
Behandlung oder zur Entscheidung über Änderungen des Wohnorts nicht 
weitergeben. 
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Außerstreitgesetz 
 
 
10. Abschnitt 
Vermögensrechte Pflegebefohlener 
Genehmigung von Rechtshandlungen Pflegebefohlener 
 
§ 132. (1) Das Gericht darf in seiner Entscheidung über die Genehmigung der 
Rechtshandlung eines Pflegebefohlenen dieser keine inhaltlich abweichende 
Fassung geben. Das Gericht kann auch eine bestimmte, erst geplante 
Rechtshandlung genehmigen oder aussprechen, dass eine Rechtshandlung keiner 
gerichtlichen Genehmigung bedarf. Der Beschluss über die Genehmigung der 
Rechtshandlung ist immer zu begründen. Beruht die Versagung der Genehmigung 
auf mehreren Gründen, so sind sie alle in der Begründung anzuführen. Auf Antrag 
hat das Gericht auf der Urkunde über die Rechtshandlung ohne Beifügung einer 
Begründung zu bestätigen, dass es die Genehmigung erteilt hat oder die 
Rechtshandlung keiner Genehmigung bedarf. 
(2) Zur Beurteilung der Sicherheit und Wirtschaftlichkeit der Anlegung von 
Mündelgeld hat das Gericht einen Sachverständigen beizuziehen. 
 
Aufsicht über die Verwaltung des Vermögens Pflegebefohlener 
 
§ 133. (1) Bestehen Anhaltspunkte dafür, dass ein Pflegebefohlener ein 
nennenswertes Vermögen hat, so hat das Gericht dieses von Amts wegen zu 
erforschen. Hat demnach der Pflegebefohlene nennenswertes Vermögen, so hat das 
Gericht dessen Verwaltung mit dem Ziel zu überwachen, eine Gefährdung des 
Wohles des Pflegebefohlenen hintanzuhalten. 
(2) Sind Eltern, Großeltern oder Pflegeeltern mit der Verwaltung des Vermögens im 
Rahmen der Obsorge betraut, so hat das Gericht die Verwaltung des Vermögens nur 
zu überwachen, wenn eine unbewegliche Sache zum Vermögen gehört oder der 
Wert des Vermögens oder der Jahreseinkünfte 10 000 Euro wesentlich übersteigt. 
(3) In jedem Fall hat das Gericht die Verwaltung auch nicht nennenswerten 
Vermögens zu überwachen, wenn dies zur Abwehr einer unmittelbar drohenden 
Gefahr für das Wohl des Pflegebefohlenen erforderlich ist. Unter diesen 
Voraussetzungen hat das Gericht auch die Verwaltungstätigkeit des 
Jugendwohlfahrtsträgers zu überwachen. 
(4) Zur Erforschung des Vermögens und zur Überwachung seiner Verwaltung, 
einschließlich zu seiner Sicherung, kann das Gericht insbesondere dem gesetzlichen 
Vertreter Aufträge erteilen, Auskünfte von Kreditunternehmen oder von gemäß § 102 
auskunftspflichtigen Personen einholen, eine Schätzung, die Sperre von Guthaben 
sowie die gerichtliche Verwahrung von Urkunden und Fahrnissen anordnen sowie 
einstweilige Vorkehrungen treffen. 
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Verordnung des Bundesministers für Finanzen zur Durchführung des 
Bankwesengesetzes (Mündelsicherheitsverordnung)  
BGBl. Nr. 650/1993 idF BGBl. II Nr. 219/2003 
 
Auf Grund des § 68 Abs. 2 des Bankwesengesetzes 1993, BGBl. Nr. 532/1993, wird 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Justiz und nach Anhörung der 
Oesterreichischen Nationalbank verordnet: 
 
§ 1. (1) Sparurkunden über Spareinlagen zur Anlegung von Mündelgeld sind auf den 
Namen des Mündels auszustellen; sie haben neben dem Namen das Geburtsdatum 
des Mündels zu enthalten und sind mit einem deutlich sichtbaren Vermerk 
„Mündelgeld“ zu versehen. 
(2) Die Verwendung eines Losungswortes ist zulässig. 
(3) Die Einlage ist nicht mehr als Mündelgeld zu führen, wenn die volle 
Handlungsfähigkeit des Mündels eingetreten ist. 
(4) Mündelgeldspareinlagen sind in den Jahresabschlüssen gesondert auszuweisen. 
 
§ 2. (1) Der Deckungsstock (§ 230a ABGB) ist im Jahresabschluß gesondert 
auszuweisen. 
(2) Kopien oder Ausfertigungen der Registerblätter zum Bilanzstichtag sind der FMA 
spätestens 14 Tage nach Ablauf des Geschäftsjahres zu übermitteln. 
(3) Im Deckungsstock haftende Werte sind nach dem strengen Niederstwertprinzip 
zu bewerten. 
 
§ 3. (1) Das Deckungsregister (§ 66 BWG) ist laut Anlage einzurichten. Das 
Deckungsregister kann auch auf Datenträgern eingerichtet werden. 
(2) Kreditinstitute nach § 68 Abs. 2 Z 2 BWG haben den Stand der 
Mündelgeldspareinlagen in einem besonderen und laufend zu führenden Verzeichnis 
zu vermerken. 
 
§ 4. Der Bericht über das Ergebnis der Prüfung gemäß § 63 Abs. 4 Z 4 BWG ist vom 
Bankprüfer in den bankaufsichtlichen Prüfungsbericht aufzunehmen. 
 
§ 5. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1994 in Kraft. 
(2) § 2 Abs. 2 in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 219/2003 tritt am 1. Mai 
2003 in Kraft. 
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Anlage 
DECKUNGSREGISTERBLATT Nr. .... 
per 
 

           I. Zu deckende Mündelspareinlagen: 

S ____________________ 

           
II. Deckungswerte in mündelsicheren Wertpapieren auf Depot „Eigene 

Wertpapiere, Deckungsstock für Spareinlagen von Mündel“ 

 
Werte per ______________ Anmerkung 

III. Deckungswerte in Forderungen, für die der Bund oder ein Land haftet 

Konto Nr. Name 
Forderungsbetrag Anmerkung 

           IV. Deckungswerte in Hypothekarforderungen mit gesetzmäßiger Sicherheit 

Konto Nr.  Name 
Forderungsbetrag  Anmerkung 

           V. Deckungswerte in Bargeld 

 
Betrag: 

 
Kassa Nr.: 

Deckungswerte insgesamt S _______________ 
Unterschrift des registerführenden Kreditinstitutes: 
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Fundierte Bankschuldverschreibungen (RGBl. Nr. 213/1905 idF BGBl. I Nr. 
32/2005) 
 
§ 4a FBSchVG 
§ 4a. Fundierte Bankschuldverschreibungen, die nach Maßgabe der Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes ausgegeben werden, sind zur Anlegung von Mündelgeld 
geeignet (§ 230b Z 5 ABGB). 
 
 
Immobilien-Investmentfondsgesetz (BGBl. I Nr. 80/2003 zuletzt geändert durch 
BGBl. I Nr. 77/2011) 
 
§ 6 ImmoInvFG 
Anteilscheine 
(7) Anteilscheine an Immobilienfonds sind zur Anlage von Mündelgeld  geeignet, 
sofern diese auf Grund der Fondsbestimmungen direkt oder über Beteiligungen an 
Grundstücks-Gesellschaften im Sinne des § 23 ausschließlich in Liegenschaften 
veranlagen dürfen, deren Erwerb zur Anlegung von Mündelgeld geeignet ist. 
Bankguthaben dürfen neben den Erträgnissen 10 vH des Fondsvermögens nicht 
überschreiten. Geschäfte mit derivativen Produkten im Sinne des § 33 dürfen 
ausschließlich zur Absicherung des Fondsvermögens durchgeführt werden. 
Wertpapierleihgeschäfte gemäß § 4 Abs. 3b sind zulässig. 
 
 
Investmentfondsgesetz 2011 (BGBl. I Nr. 77/2011 zuletzt geändert durch BGBl. I 
Nr. 135/2013) 
 
§ 46. (3) Anteilscheine an Sondervermögen sind zur Anlage von Mündelgeld 
geeignet, sofern aufgrund der Fondsbestimmungen 

1. das Fondsvermögen ausschließlich in Wertpapieren gemäß § 217 ABGB 
veranlagt werden darf; 

2. Bankguthaben neben den Erträgnissen 10 vH des Fondsvermögens nicht 
überschreiten dürfen; 

3. Geschäfte mit derivativen Produkten im Sinne des § 73 ausschließlich zur 
Absicherung des Fondsvermögens durchgeführt werden dürfen. 

Wertpapierleihgeschäfte gemäß § 84 sind zulässig. Solche Anteilscheine sind auch 
für die Anlage im Deckungsstock einer inländischen Bank für Spareinlagen gemäß 
§ 216 ABGB geeignet. 
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